
 

 

 

 

 

 

An die  

Mitglieder der Synode der EKD
 

Frau Katrin Göring-Eckardt 

Herr Hermann Gröhe 

 

 

 

Offener Brief zur Absicht der

die innerbetriebliche Mitbestim
Neukirchen-Vluyn am 30.10.2018 
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Mit der gegenwärtigen Regelung können die Mitarbeitervertretungen solche Zustände auf  

ein sozialverträgliches Niveau einschränken und auf Einzelfälle begrenzen. Wird der § 40  

Buchstabe d jedoch gelockert, wird dadurch die Mitbestimmung der MAV  geschwächt und  
somit das MVG der EKD  gegenüber dem Betriebsverfassungsgesetz deutlich verschlechtert. 

 

Mit dieser Entscheidung würden Sie als Synodale, Hundertausenden von Beschäftigten und  

ihren Familien nicht nur Arbeitnehmerrechte nehmen, die in jedem nichtkirchlichen Betrieb 

selbstverständlich sind, sondern auch die Gesundheit und die freien Sonn- und Feiertage  

der Beschäftigten ignorieren. 

 

Falls der Änderung von § 40d zugestimmt wird,  

können sich ausgerechnet die evangelischen Einrichtungen als familienfeindliche Arbeitgeber  

auf dem Sozialmarkt etablieren. Dass unsere Evangelische Kirche diese Vorreiterfunktion im  
negativen Sinne einnehmen will, können wir nicht akzeptieren. 

 

 

Wir fordern daher alle Synodale aus dem Rheinland und insbesondere Sie,  

Frau Göring-Eckardt und Sie Herr Gröhe als eben auch politische Vertreterin auf,  

dieses Vorhaben zu unterbinden, in dem Sie der Änderung von § 40d in der  

Drucksache VII/1 nicht zustimmen. 

 

 

Mit freundlichem Gruß 
 

Michael Rolle  
Gesamtausschuss der EKiR 

Vorsitzender 


